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Begründung:


Künftige Jahresabschlussprüfung durch das RPA nach den Regeln des Neuen Kommunalen Finanzmanagements

Vorbemerkung

Das RPA hat dem Rechnungsprüfungsausschuss bislang in den Jahresberichten 2003 (S. 1 ff) und 2004 (S. 14 ff) über das Neue Kommunale Finanzmanagement (NKF), insbesondere auch über die Vorbereitungen des RPA hierauf, berichtet.
Nachdem am 01.01. 2005 die gesetzlichen Grundlagen in Kraft getreten sind, informiert diese Vorlage über die Unterschiede zwischen der bisherigen Prüfung der Jahresrechnung und der künftigen Prüfung des Jahresabschlusses nach den Regeln des NKF, den Anforderungen, die sich hieraus für den Rechnungsprüfungsausschuss und das RPA ergeben und die Vorbereitung auf diese gewandelte Aufgabe. 
In der nächsten Zeit werden auch die Zuständigkeits- und Verfahrensordnung für die Ausschüsse der Landschaftsversammlung Rheinland und ihrer Kommissionen, die Rechnungsprüfungsordnung für den LVR und die Dienstanweisung für das RPA an die neuen Regelungen anzupassen sein. Die Änderungsvorschläge werden dem Rechnungsprüfungsausschuss rechtzeitig zur Zustimmung vorgelegt werden, wobei das RPA die Auswirkungen auf die Arbeit des Ausschusses besonders erläutern wird.
1 Gründe für die Einführung des NKF

NKF ist der Oberbegriff für das neue doppische kommunale Haushalts- und Rechnungswesen. Zentraler Bestandteil des NKF ist die Umstellung vom Geldverbrauchs- zum Ressourcenverbrauchskonzept. Das neue Konzept ist auf das Prinzip der intergenerativen Gerechtigkeit ausgerichtet. Es soll erreichen, dass der gesamte Verzehr an Sachen, Werten und Leistungen („Ressourcenverbrauch“) einer Periode durch Erträge derselben Periode gedeckt wird, um nachfolgende Generationen nicht zu überlasten. Mit der Einführung der doppelten (kaufmännischen) Buchführung kann unabhängig von Zahlungsströmen der Aufwand und Ertrag des Haushaltsjahres ermittelt und so z. B. auch der Werteverzehr des kommunalen Vermögens berücksichtigt werden.

2 Unterschiede zwischen bisheriger Prüfung der Jahresrechnung und künftiger Prüfung des Jahresabschlusses
2.1 Bisherige Prüfung der Jahresrechnung

Die Prüfung der Jahresrechnung erstreckte sich vor allem auf die Einhaltung des Haushaltsplans, den Nachweis und die Begründetheit der einzelnen Rechnungsbeträge, die Beachtung der geltenden Vorschriften bei der Bewirtschaftung der Einnahmen und Ausgaben sowie der Beachtung der geltenden Vorschriften für die Verwaltung und den Nachweis des Vermögens und der Schulden.

Beizufügen waren der Jahresrechnung der Rechenschaftsbericht, eine Vermögensübersicht, eine Übersicht über die Schulden und Rücklagen, ein Rechnungsquerschnitt und eine Gruppierungsübersicht.

2.2 Künftige Prüfung des Jahresabschlusses

Demgegenüber bewegt sich die künftige Prüfung des Jahresabschlusses nach § 101 Abs. 1 GO in folgendem Rahmen:

· Der Jahresabschluss muss ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde unter Beachtung der Grundsätze ordungsmäßiger Buchführung wiedergeben.
· Die gesetzlichen Vorschriften und die sie ergänzenden Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen sind zu beachten.
· In die Prüfung sind die Buchführung, die Inventur, das Inventar und die Übersicht über die örtlich festgelegten Nutzungsdauern der Vermögensgegenstände einzubeziehen.

· Der Lagebericht ist darauf zu prüfen, ob er mit dem Jahresabschluss in Einklang steht und ob seine sonstigen Angaben nicht eine falsche Vorstellung von der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage erwecken.

Der Jahresabschluss besteht aus der Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung, den Teilrechnungen, der Bilanz und dem Anhang. Dem Jahresabschluss ist ein Lagebericht beizufügen.

Die Ergebnisrechnung entspricht der kaufmännischen Gewinn- und Verlustrechnung und enthält alle Aufwendungen und Erträge. Die Ergebnisrechnung zeigt somit die Quellen und Ursachen des Ressourcenaufkommens- und –verbrauchs. Die Finanzrechnung zeigt die Ein- und Auszahlungen des Haushaltsjahres. Die Teilrechnungen enthalten die Ergebnis- und die Finanzrechnung nach Produktbereichen, ergänzt um die Istzahlen der in den Teilplänen ausgewiesenen Leistungsmengen und Kennzahlen. Die Bilanz weist das gesamte Vermögen der Gemeinde und dessen Finanzierung (eigene Mittel, Zuschüsse, Verbindlichkeiten) aus. Im Anhang sind für die Positionen der Bilanz und der Ergebnisrechnung die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden anzugeben und zu erläutern. Der Lagebericht soll u. a. einen Überblick über die wichtigen Ergebnisse des Jahresabschlusses und Rechenschaft über die Haushaltswirtschaft des abgelaufenen Jahres geben. Auch ist auf die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung der Gemeinde einzugehen.

2.3 Zuständigkeit für die Prüfung des Jahresabschlusses

Wie bisher die Jahresrechnung ist auch der Jahresabschluss vom Rechnungsprüfungsausschuss zu prüfen (§ 101 Abs. 1 GO), der sich dabei der örtlichen Rechnungsprüfung (§ 101 Abs. 8 GO) bedient.
Neu ist, dass die örtliche Rechnungsprüfung mit Zustimmung des Ausschusses einen Dritten mit der Prüfung beauftragen kann (§ 103 Abs. 5 GO). Damit eröffnet sich jetzt für ein Rechnungsprüfungsamt die Möglichkeit, auch von anderen Kommunen Prüfungsaufträge unter anderem auch für die Prüfung des Jahresabschlusses zu übernehmen.  
3 Anforderungen an die Prüfung des Jahresabschlusses
3.1 Begründung zum NKF-Gesetz

Mit der Einführung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements wird auf Grund der Änderung des Rechnungsstils von der Kameralistik zur Doppik und der Abbildung des Ressourcenverbrauchs eine Neuausrichtung der Prüfungsinhalte erforderlich. Die Vorschrift über die Prüfung des Jahresabschlusses (§ 101 GO) orientiert sich dabei an der für Kapitalgesell​schaften geltenden Vorschrift des § 317 HGB. 

Die Begründung zum Gesetz führt dazu inhaltlich aus:

Ziel und Prüfungsgegenstand sind in Anlehnung an § 317 HGB, der Inhalt der Prüfung sowie die Darstellung des Ergebnisses analog § 322 HGB näher zu bestimmen. Die Regelungen über den Bestätigungsvermerk des Prüfers des Jahresabschlusses sind an internationale Rechnungslegungsstandards angelehnt und in Richtlinien der EG enthalten, die in europäisches und deutsches Recht umgesetzt werden.

Das RPA des LVR wird daher die für die Wirtschaftsprüfung geltenden Standards und Hinweise – soweit im öffentlichen Sektor anwendbar – in die eigenen Prüfungshandlungen integrieren. 

3.2 Handelsrechtliche Regelungen für die Jahresabschlussprüfung
Art und der Umfang der vom Abschlussprüfer vorzunehmenden Prüfungshandlungen sind durch das HGB nicht bestimmt. Der Abschlussprüfer ist jedoch insbesondere zur gewissenhaften und unparteiischen Prüfung verpflichtet (§ 323 Abs. 1 HGB). Die Anforderungen an eine gewissenhafte Prüfung sind nach herrschender Meinung deduktiv aus den gesetzlichen Zielen der Abschlussprüfung abzuleiten. In Anlehnung an § 317 Abs. 1 Satz 3 HGB ist die Prüfung so anzulegen, dass Unrichtigkeiten (unabsichtliche Fehler) und Gesetzesverstöße (absichtliche Falschangaben) mit hinreichender Sicherheit erkannt werden.
Ihrem Wesen nach ist die Abschlussprüfung allerdings nicht auf die Aufdeckung und Aufklärung strafrechtlicher Tatbestände (z. B. Untreuehandlungen, Unterschlagungen, Preisabsprachen, Korruption) ausgerichtet. Mit diesen Themen wird sich das RPA wie bisher im Rahmen seiner sonstigen Prüfungstätigkeit befassen.

3.3 Risikoorientierter Prüfungsansatz 
Das Risiko, Unrichtigkeiten und Verstöße nicht zu erkennen, wird als allgemeines Prüfungs​risiko bezeichnet. 

Die Prüfungshandlungen müssen deshalb so gestaltet und durchgeführt werden, dass das allgemeine Prüfungsrisiko möglichst gering bleibt und kein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk zu einem Jahresabschluss erteilt wird, der als Ganzes gesehen wesentliche Falschdarstellungen enthält (risikoorientierter Prüfungsansatz).

Der Abschlussprüfer hat im Rahmen seiner Prüfungsplanung zu untersuchen, in welchen Bereichen ein Risiko besteht, dass Unrichtigkeiten und Verstöße zu einer wesentlichen Falschdarstellung im Jahresabschluss führen können. 

Man unterscheidet im Wesentlichen zwischen sachlich bedingten Risiken, Risiken aus Systemfehlern (Kontrollrisiken) und Entdeckungsrisiken.

Das sachlich bedingte Risiko ergibt sich aus der grundsätzlichen Anfälligkeit bestimmter Kontensalden oder Geschäftsvorfallarten für wesentliche Falschdarstellungen, z. B. Konten mit Vorgängen, die komplexe Entscheidungen erfordern wie zeitgerechte Erfassung von Forderungen/Verbindlichkeiten im Bereich der Sozialhilfe, Fertigstellungsgrade bei großen Bauprojekten und Konten, die überwiegend auf Schätzungen beruhen wie z. B. Rückstellungen für Prozessrisiken.    

Das Kontrollrisiko besteht darin, dass das interne Kontrollsystem (IKS) nicht rechtzeitig Fehler verhindert oder aufdeckt. Zur Minimierung dieses Risikos ist die Prüfung des IKS erforderlich.

Das Entdeckungsrisiko umschreibt das Risiko, dass die Prüfung wesentliche Falschdarstellungen im Jahresabschluss nicht aufdeckt. Der Prüfer vermindert das Entdeckungsrisiko, indem er gezielt analytische Prüfungshandlungen neben Einzelfallprüfungen vornimmt.

Analytische Prüfungshandlungen beinhalten eine Plausibilitätsprüfung etwa durch Vergleich der gebuchten Beträge mit den vom Abschlussprüfer entwickelten Erwartungen für Kontensalden oder Geschäftsvorfallarten, etwa Analysen von Planabweichungen oder auch von ungewöhnlichen Positionen oder besonders hohen oder niedrigen Kontensalden.
Insbesondere nicht systembestimmte Posten (Posten, die nicht einem System gegenseitiger Verflechtungen und Abhängigkeiten unterliegen und deren Richtigkeit deshalb nicht im Rahmen der Prüfung des IKS festgestellt wird) wie Sonstige Vermögensgegenstände, Sonstige Forderungen, Rückstellungen, bei einer Eröffnungsbilanz aber auch andere Bilanzpositionen, müssen hinsichtlich ihres Inhalts individuell beurteilt werden.
Als mögliche Prüfungshandlungen im Rahmen der Einzelfallprüfungen bieten sich eigene Beobachtungen, Einsichtnahmen in Dokumente, Befragungen von Mitarbeitern, Beschaffung externer Informationen sowie die Prüfung von Daten mittels Prüfsoftware an.
3.4 Wesentlichkeit 
Die Definitionen der einzelnen Risikokomponenten stellen jeweils auf die Wahrscheinlichkeit für wesentliche Fehler ab. Bezogen auf die Gesamtaussage der Rechnungslegung wird die Wesentlichkeit danach bemessen, ob das Weglassen von Informationen die wirtschaftlichen Entscheidungen der Abschlussadressaten beeinflussen kann. Die Wesentlichkeit ist vom Abschlussprüfer nach den Umständen des Einzelfalls zu beurteilen. Allgemeine Bezugsgrößen können nach dem entsprechenden Prüfungsstandard des Instituts der Wirtschaftsprüfer nicht vorgegeben werden.

Auf der Grundlage der Risikobeurteilungen hat der Prüfer seine Prüfungshandlungen so durchzuführen, dass mit hinreichender Sicherheit wesentliche Unrichtigkeiten und Verstöße im Bereich der Rechnungslegung entdeckt werden.

4 Vorbereitungen des RPA auf die Prüfung des Jahresabschlusses
4.1 Personalauswahl

Seit geraumer Zeit achtet das RPA bei der Wiederbesetzung freigewordener Stellen auf die Stärkung seiner Kompetenz in kaufmännischen und betriebswirtschaftlichen Fragen. Heute gehören dem RPA zwei Dipl.-Betriebswirtinnen, eine Dipl.-Betriebs- und Verwaltungswirtin, ein Dipl.-Betriebswirt mit IHK-Prüfung als Bilanzbuchalter und langjähriger Erfahrung als Leiter des Finanz- und Rechnungswesens in einem Unternehmen der Privatwirtschaft und ein Dipl.-Kaufmann mit ebenfalls langjähriger Tätigkeit in einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft an.

4.2 Schulungsmaßnahmen

Neben mehrtägigen Grundlagenseminaren, die von fast allen Beschäftigten des RPA besucht wurden, laufen folgende Schulungsmaßnahmen bzw. wurden bereits abgeschlossen (In Klammern jeweils Anzahl der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, deren Lehrgang noch läuft, bzw. deren Lehrgang bereits abgeschlossen wurde):
· Bilanzbuchhalter/-in Kommunal (2/2)

· Buchhalter/-in Kommunal (15/2)
· Qualifizierungsprogramm „Jahresabschlussprüfung“; modularer Aufbau mit unterschied​​​lichen Teilnehmern je Modul; das Modul „Rechnungswesen“ wurde vor der Sommerpause von 9 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern abgeschlossen)

· Fortbildung zum Bewertungssachverständigen einschließlich Fachverbandsprüfung des Bundesverbandes für das Sachverständigen- und Gutachterwesen (0/2)
4.3 Begleitung des NKF-Projektes des LVR

Wegen seiner grundlegenden Bedeutung hat das RPA das NKF-Projekt von Anfang an begleitet. Im Projektlenkungsausschuss ist es durch den Amtsleiter vertreten, in der Projektstruktur durch eine unterschiedliche, dem jeweiligen Bedarf angepasste Anzahl von Prüferinnen und Prüfern. Ihre Aufgabe ist die allgemeine Begleitung des Projekts insbesondere hinsichtlich der Änderung oder Neueinführung von Fachverfahren im Zusammenhang mit dem NKF. Unter anderem wurde bisher ein Konzept für die Prüfung der Eröffnungsbilanz erarbeitet. 
4.4 Arbeitskreis zur Vorbereitung der Jahresabschlussprüfung

Vor kurzem hat das RPA eine Arbeitsgruppe zur Vorbereitung der Prüfung des Jahresabschlusses eingerichtet, die sich speziell mit bilanziellen Fragen und Fragen der Finanz- und Anlagenbuchhaltung beschäftigt und auch dem Gesamtprojekt hierfür als Ansprechpartner dient.  Diese Arbeitsgruppe soll die Prüfung der Eröffnungsbilanz und die Prüfung der Jahresabschlüsse übernehmen. 
Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang auf 2 Artikel auf der NKF-Internetseite des Landes über die Prüfung der landesweit ersten Eröffnungsbilanz und des ersten Jahresabschlusses der Modellkommune Hiddenhausen. Darin betonen sowohl Gemeinde wie Prüfer die Bedeutung einer frühzeitigen Einbindung des späteren Prüfers für eine effiziente und kostengünstige Ausgestaltung der Jahresabschlussprüfung.

4.5 Abstimmung der sonstigen Prüfungen auf die Belange der Abschlussprüfung
Bei der sonstigen Prüfungstätigkeit des RPA sollen künftig die Belange der Jahresabschlussprüfung mit in Betracht gezogen werden, um Synergieeffekte zu nutzen. So befasst sich das RPA beispielsweise seit etwa eineinhalb Jahren systematisch mit der Prüfung der geschäftsprozessorientierten Kontrollmaßnahmen im Sinne eines Internen Kontrollsystems beim LVR. Die hier gewonnenen Erfahrungen (vgl. Jahresbericht 2004, S. 10) werden künftig bei der Prüfung des Jahresabschlusses genutzt werden können. 
4.6 Kooperation mit anderen Rechnungsprüfungsämtern

Die Vorbereitung auf die Prüfung des Jahresabschlusses ist seit längerem Thema in Besprechungen der Rechnungsprüfungsämter, so z. B. den regelmäßigen Treffen der RPA-Leiter/-innen der Großstädte. Auch mit dem Landschaftsverband Westfalen-Lippe hat es bereits ein Treffen zu diesem Thema gegeben. Inzwischen liegt eine von mehreren Rechnungsprüfungsämtern gemeinsam entwickelte praxisorientierte Arbeitshilfe für die Organisation der Prüfung des Jahresabschlusses vor. Grundsätzlich wäre es wünschenswert, wenn sich die kommunalen Rechnungsprüfungsämter auf gemeinsame Standards für die Prüfung des Jahresabschlusses einigen würden.

5 Weitere Planung
Die Landschaftsversammlung hat am 18.03.2005 die Vermögens- und Schuldenübersicht (VSÜ) zum 31.12.2004 für die NKF-Pilotbereiche Gebäude- und Liegenschaftsmanagement und Soziales zur Kenntnis genommen. Diese VSÜ bedarf nicht eines Bestätigungsvermerks des Rechnungsprüfungsausschusses. Das RPA wird daher keine vollständige Prüfung der VSÜ vornehmen. Das RPA hat aber bereits damit begonnen, jene Bilanzpositionen zu untersuchen, die in Ansatz und Wert in die (prüfungspflichtige) Eröffnungsbilanz einfließen. Dies sind i.e.L. die Sachanlagen. Das RPA wird daher die Positionen der unbebauten und der bebauten Grundstücke und grundstückgleichen Rechte (Gesamtwert lt. VSÜ  626,8 Mio €) hinsichtlich Ansatz und Wertermittlung untersuchen.

Die flächendeckende Einführung des NKF ist für den 01.01.2007 vorgesehen, so dass mit der Prüfung der Eröffnungsbilanz (Stichtag 31.12.2006) für das Jahr 2007 zu rechnen ist. Der Jahresabschluss 2007 ist bis zum 31.03.2008 vorzulegen.

Das RPA wird seine bereits laufenden Vorbereitungen auf die Prüfung des Jahresabschlusses fortsetzen und bei Bedarf ausbauen und ergänzen.

In Vertretung

H a n t s c h k e
